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Vertretungsrecht von Privatpersonen in Kindesschutzsachen
Sachverhalt

Im Auftrag einer (bürger-)gemeindlichen Vormundschaftsbehörde bin ich Beiständin gemäss Art. 308 Abs. 1 ZGB für drei Kinder (mit Rat und Tat). Die Eltern sind gerichtlich getrennt, das Scheidungsverfahren ist hängig. Die Kinder sind in der Obhut der Mutter, wobei zwei von ihnen während der Woche nicht zu Hause leben sondern in Heimen. Es besteht kein Obhutsentzug, die Kinder wurden mit dem Einverständnis der Eltern platziert.
Die Zusammenarbeit mit den Eltern gestaltete sich für mich von Anfang an sehr schwierig. Die Eltern sind stark zerstritten, der Streit ist schon mehrfach in gegenseitigen Bedrohungen und Tätlichkeiten eskaliert.
Aktuell ist die Situation so, dass die Mutter die älteste Tochter nach den Herbstferien nicht mehr ins Heim zurückschicken will. Die Begründungen dazu erscheinen mir „fadenscheinig“ und ich habe vorgeschlagen ein Standortgespräch im Heim zu führen um die Situation zu klären.
Nun hat sich eine ehemalige Mitarbeiterin dieses Heims bei mir gemeldet (nach Information der Heimleitung musste ihr wegen „Unstimmigkeiten“ gekündigt werden). Sie vertrete die Interessen des Mädchens und wolle mit mir über die Situation reden. Ich habe natürlich die Dame unter Verweis auf meine Schweigepflicht zurückgewiesen. Einige Tage später hat sie sich nun wieder gemeldet und eine Vollmacht der Kindsmutter mitgebracht. Die Vollmacht ist quasi eine Generalvollmacht alle Angelegenheiten das Kind betreffend (Platzierung, Beistandschaft etc.). Mit dem Einreichen der Vollmacht verlangte die Dame bei mir umfassende Aktenseinsicht und die Einberufung eines Gesprächs mit der Vormundschaftsbehörde und der Heimleitung, an welchem sie die Mutter vertrete. Als Begründung für die „Vertretung“ führte sie an, die Mutter sei zur Zeit völlig überlastet und habe Kommunikationsprobleme mit mir.
 

Nun meine Fragen:
1. Inwiefern kann eine Mutter überhaupt ihre Erziehungspflichten per Vollmacht an eine beliebige Person delegieren und sich vertreten lassen? 

2. Falls dies überhaupt möglich ist: gibt es „Minimalanforderungen“, die eine bevollmächtigte Person erfüllen muss, respektive gibt es Gründe, die eine Bevollmächtigung verunmöglichen? In diesem Fall denke ich an den persönlichen Konflikt der Dame mit dem Heim. 

3. Akteneinsicht: Bin ich verpflichtet einer so bevollmächtigten Person Akteneinsicht zu geben? 
 

Erwägungen

1. Als Beiständin sind Sie grundsätzlich an das Vormundschaftsgeheimnis gebunden. Wenn Sie in einer öffentlichen Funktion tätig sind, sei dies aufgrund eines entsprechenden Anstellungsverhältnisses, sei dies aufgrund einer Leistungsvereinbarung zwischen dem Staat und Ihrer (privaten) Arbeitgeberin, unterstehen Sie darüber hinaus dem Amtsgeheimnis. Sie wahren damit nicht nur Ihnen von Amtes wegen anvertraute Informationen im Interesse des Vertrauensschutzes in die Diskretion von Kindesschutzorganen, sondern vor allem auch die Persönlichkeitsrechte des Kindes und seiner Eltern. Wenn Dritte unter welchem Titel auch immer bei Ihnen Akteneinsicht verlangen, können Sie diese an die Vormundschaftsbehörde verweisen, welche über die Entbindung vom Amtsgeheimnis entscheidet (Art. 320 StGB).

2. Eine Vertretung durch Dritte ist je nach kantonalem Verfahrensrecht im Verwaltungsverfahren (in der Regel nicht mehr aber  im Verwaltungsjustizverfahren) grundsätzlich möglich, aber nur in Bereichen, welche nicht höchstpersönlicher Natur sind. Die elterliche Sorge ist ein höchstpersönliches Recht und kann rechtlich nicht abgetreten werden. Es kann dementsprechend an einen Dritten auch keine Vollmacht erteilt werden, diese elterlichen Sorgerechte auszuüben und zum Beispiel bezüglich Kinderbelangen mit den Behörden an eigener Stelle zu verhandeln. Wenn Eltern nicht in der Lage sind, Ihre elterlichen Sorgerechte auszuüben, trifft die Vormundschaftsbehörde die nötigen Anordnungen und ernennt zum Beispiel eine geeignete Person als Beistand mit besondern Befugnissen (Art. 308 Abs. 2 oder 392 Ziff. 2 ZGB). In diesem Fall entscheidet aber die Vormundschaftsbehörde, wer geeignet sei.

3. Das Vorgehen der Drittperson im vorliegenden Fall spricht eigentlich für sich. Es scheint mir augenfällig, dass diese ehemalige Betreuungsperson des Heimes, welche nach Dissonanzen mit dem Heim aus dessen Diensten ausgeschieden und damit als Bezugsperson zum Kind weggefallen ist, nicht von professionellen Anliegen geleitet sein kann. Sie steht in einem offensichtlichen Interessenkonflikt mit ihrem ehemaligen Arbeitgeber, bei welchem das Kind untergebracht ist, und fällt damit wegen Befangenheit ausser Betracht. Wenn hypothetisch gesehen das Heim Fehler begangen hätte, das Recht auf der Seite der ehemaligen Betreuerin steht und im Interesse der Kinder etwas zu unternehmen wäre, um einen allenfalls kindeswohlschädigenden Einfluss des Heimes zu beseitigen, und darüber hinaus der eingesetzten Beiständin Fehlverhalten vorzuwerfen wäre, würde der Weg nicht über die eigene mittels Vollmacht der Mutter zustande gekommenen private Fallführung der ehemaligen Betreuungsperson führen, sondern über ein Kindesschutzverfahren, welches mittels einer Gefährdungsmeldung eingeleitet würde. Dabei würde die Vormundschaftsbehörde prüfen, wer das Kind im Verfahren zu vertreten hat, und erst nach diesem Entscheid kann der ernannten Vertretungsperson des Kindes Akteneinsicht gewährt werden.


4. Offenbar sind die Eltern gemeinsame Inhaber der elterlichen Sorge. Sie stehen in einem Scheidungsverfahren und sind durch einen schweren Konflikt beladen. Eine Vollmacht des einen Elternteils für einen derart eingreifenden Eingriff in die Privatsphäre der Familie dürfte auch aus dieser Sicht ungenügend sein, weil der andere Elternteil sich dies nicht gefallen lassen müsste.


5. Das Gesetz beantwortet Ihre Fragen nicht eindeutig, die Antworten können aber aus der dogmatischen Bedeutung der elterlichen Sorge und den Grundsätzen des Kindesschutzes abgeleitet werden. Es bleibt natürlich vorbehalten, über eine Kurzberatung hinaus eine vertieftere Argumentation zu finden, was in diesem Rahmen hier nicht möglich ist.
a) Inwiefern kann eine Mutter überhaupt ihre Erziehungspflichten per Vollmacht an eine beliebige Person delegieren und sich vertreten lassen? 
Das kann sie nur für Belange, die nicht höchstpersönlicher Natur sind (z.B. mit dem Kind ein paar Schuhe kaufen gehen), namentlich aber nicht in Fragen der Beziehungsgestaltung und des persönlichen Verkehrs.

b) Falls dies überhaupt möglich ist: gibt es „Minimalanforderungen“, die eine bevollmächtigte Person erfüllen muss, respektive gibt es Gründe, die eine Bevollmächtigung verunmöglichen? In diesem Fall denke ich an den persönlichen Konflikt der Dame mit dem Heim. 
Wenn die Eltern die Interessen des Kindes nicht wahren können, ist dem Kind ein Beistand zu ernennen. Die Beistandsperson muss geeignet sein, was sie mit Sicherheit nicht ist, wenn ihr die nötige Sensibilität fehlt, um im konkreten Fall eine Interessenkollision wahrnehmen zu können und sich als ehemalige Erzieherin als potenziellen zusätzlichen Konfliktherd manifestiert. Was geeignet sei, muss aus der Sicht des Kindeswohl im Einzelfall definiert werden, sicher gehört Distanz, rechtliche Kenntnisse und pädagogisches Geschick zu den Essenzialia einer Beistandsfunktion.

c) Akteneinsicht: Bin ich verpflichtet einer so bevollmächtigten Person Akteneinsicht zu geben? 
Nein, Sie sind an das Vormundschaftsgeheimnis gebunden. Die ehemalige Betreuerin kann ihr Glück bei der Vormundschaftsbehörde versuchen, wobei jene schlecht beraten wäre, wenn sie einer solcher Art bestimmten Kindesvertreterin das Akteneinsicht gewähren würde, weil aus der Sicht des Kindes dafür kein Interesse besteht, sondern wenn schon die Befugnisse der heutigen Beiständin zu erweitern wären.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 26.10.2006
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